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E-Democracy: Erwartungen
der Bürger und erste Realisie-
rungen. Ein Werkstattbericht.
von Gerhard Fuchs und Hans Kastenholz,
Akademie für Technikfolgenabschätzung in
Baden-Württemberg
Manipulation und Wahlbetrug, Verflachung
der politischen Debatten assoziieren die
einen mit der Idee einer „E-Democracy“.
Andere sehen in der „elektronischen Demo-
kratie“ eine Chance für den Dialog zwischen
Regierenden und Bürgern. In verschiedenen
Projekten versuchte die TA-Akademie zu
analysieren, wie die Bürger selbst das de-
mokratische Potenzial des Internets ein-
schätzen und durch welche Charakteristika
Partizipation an ersten E-Democracy-Ver-
suchen gekennzeichnet ist.
1 Einleitung
Es scheint, als ob sich unsere Einschätzung der
Folgen, die sich aus der Einführung und Ver-
breitung neuer Technologien ergeben, immer
noch allzu stark am technisch Machbaren orien-
tiert. Die Neigung ist verbreitet, das technisch
Mögliche auch in komplexe soziale, politische
oder ökonomische Zusammenhänge zu projizie-
ren und als bestimmend für dortige Entwicklun-
gen zu erachten. Determinierende Wirkung wird
dann den technischen Neuerungen selbst und
nicht den handelnden Personen zugeschrieben,
die in jeweils spezifische Kontexte eingebunden
sind. Denkmuster dieser Art gehen häufig mit
der Erwartung einher, (schon) in (naher) Zu-
kunft sei aufgrund technologischer Veränderun-
gen mit massiven Umwälzungen im jeweils
angesprochenen Bereich zu rechnen.
Solche Wahrnehmungs- und Bewertungs-
muster sind auch in der Diskussion über die
zunehmende elektronische Vernetzung (Inter-
net) und deren mögliche Konsequenzen für
Politik und politische Partizipation beobacht-
bar. Neben Skepsis und Befürchtungen verbin-
den viele mit der Verbreitung des Internets
Hoffnungen auf völlig neue Formen von Politik
und Demokratie. So wird argumentiert, dass
die nunmehr dem Einzelnen gegebenen Mög-
lichkeiten, mit einer großen Zahl anderer Per-
sonen auf Distanz kommunizieren und selbst
als „Sender” von Information fungieren zu
können, dazu führen werde, dass in der Politik
netzwerkartige Strukturen künftig hierarchische
ablösten, dass durch den direkteren Zugang zu
Informationen und durch die Erweiterung indi-
vidueller Beteiligungsmöglichkeiten direktde-
mokratische Politikformen repräsentative er-
setzen und damit auch die Bedeutung von in-
termediären Institutionen wie z. B. den Parteien
geringer würden.
Dieser „optimistischen“, technikzentrierten
Sichtweise stehen die Einschätzungen der alten
Garde der Partizipationsforscher gegenüber
(z. B. Gabriel und Mößner 2002), die davon
ausgehen, dass die Bereitschaft zur politischen
Partizipation stark von sozioökonomischen
Faktoren beeinflusst wird, die sich auch unter
dem Einfluss des Internets allenfalls langfristig
verändern werden. Das Internet wird überpro-
portional von denjenigen genutzt, die eine besse-
re Bildung und einen allgemein höheren Status
haben (vgl. Schenk und Wolf 2001). Wissen-
schaftler in dieser Tradition sehen daher keine
Substanz hinter der Erwartung, dass sich die
Bereitschaft zu und die Strukturen der politi-
schen Partizipation als Resultat des Einflusses
des Internets gravierend verändern werden.
In dieser Debatte finden jedoch einige
Dinge zu wenig Beachtung. Unklar ist, wie die
Bürger selbst als direkt Betroffene über politi-
sche Beteiligung mit Hilfe des Internets den-
ken. Welche Möglichkeiten und Grenzen sehen
sie? Welche Bedenken und Befürchtungen
werden von ihnen geäußert? Wo sehen sie An-
wendungsfelder elektronischer Demokratie?
Gibt es Regulierungswünsche? Wird das Me-
dium Internet zum Zweck der politischen Be-
teiligung überhaupt akzeptiert?
Zum anderen orientieren sich sowohl die
Partizipationsforscher wie auch die Propheten
der elektronischen Demokratie stark an den
traditionellen Formen der politischen Partizipa-
tion wie beispielsweise Teilnahme an Wahlen.
Sie vernachlässigen Veränderungen, die im
politischen Prozess durch die zunehmende Nut-
zung des Internets entstehen können. So ist man
sich mittlerweile darüber einig geworden, dass
Online-Wahlen nicht zuletzt auf Grund von
Sicherheitsüberlegungen allenfalls mittelfristig
durchgeführt werden können. Trotzdem hat das
Internet bereits jetzt das Organisationsverhalten
von politischen Akteuren verändert. Zudem ist
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die Frage noch offen, inwieweit sich das Internet
tatsächlich „veralltäglichen“ wird. Wenn das
Internet zu einem in den Alltag integrierten Me-
dium werden sollte wie das Telefon und nahezu
alle Schichten der Bevölkerung erreicht, dann
stellt sich auch die Frage nach den Auswirkun-
gen auf das Partizipationsverhalten neu.
Die TA-Akademie setzt sich in ihren Pro-
jekten intensiv mit diesen offenen Fragen aus-
einander. Mit Hilfe des Instruments der Bürger-
foren soll herausgearbeitet werden, welche Er-
wartungen die Bürger momentan im Hinblick
auf Bürgerbeteiligung über das Internet haben
(Abschnitt 2). Durch die Untersuchung innova-
tiver Anwendungsformen wie dem Virtuellen
Parteitag von Bündnis 90/Die Grünen in Baden-
Württemberg sollen Chancen und Risiken von
über das Internet abgewickelten Politikprozes-
sen vertieft herausgearbeitet werden (Abschnitt
3). Eine Untersuchung der verschiedenen An-
wendungsformen von electronic voting soll
illustrieren, was tatsächlich an neuen Hand-
lungsmöglichkeiten vorhanden ist (Abschnitt 4).
2 Bürgerbeteiligung im Internet? – Die
Position der Bürger
Im Rahmen eines Forschungsprojektes für das
Deutsche Ministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) hat die TA-Akademie mittels
Bürgerforen die Akzeptanz und die Präferenzen
von technischen Anwendungen zur elektroni-
schen Demokratie in der Öffentlichkeit erho-
ben.1 Bürgerforen beruhen konzeptionell auf
dem Modell der „Planungszelle” von Peter C.
Dienel. Hauptziel dieses Verfahrens ist die
Einbindung der allgemeinen Öffentlichkeit in
Entscheidungsprozesse (Dienel 1997). Die
grundlegende Philosophie von Planungszellen
ist von dem Wunsch nach fairer Repräsentation
aller Betroffenen bei der Entscheidungsvorbe-
reitung und Entscheidungsfindung getragen.
Eine Planungszelle ist eine Gruppe von 25
Bürgerinnen und Bürgern, die mit Hilfe eines
Zufallsverfahrens ausgewählt worden sind. Die
BürgerInnen werden für eine begrenzte Zeit (in
der Regel 2 bis 4 Tage) von ihren alltäglichen
Verpflichtungen freigestellt, um Lösungsmög-
lichkeiten für vorgegebene Planungs- bzw. Ent-
scheidungsprobleme zu erarbeiten. Für diese
Tätigkeit wird eine angemessene Aufwandsent-
schädigung gezahlt. Die Arbeit in der Planungs-
zelle wird im Vorfeld detailliert vorstrukturiert
und von Prozessbegleitern/-begleiterinnen be-
treut und unterstützt. Die erforderlichen Sachin-
formationen werden von Experten vermittelt.
Bei Interessenkonflikten haben die Vertreter der
unterschiedlichen Interessen Gelegenheit, ihre
spezifische Sichtweise zu formulieren. Die im
kontinuierlichen Diskurs der Planungszelle erar-
beiteten Problemlösungs- bzw. Handlungsvor-
schläge und Entscheidungsanregungen werden
als Bürgergutachten zusammengefasst und ver-
öffentlicht (Bongardt 1999).
Vor diesem Verfahrenshintergrund wurden
von der TA-Akademie im Mai 2001 fünf Bür-
gerforen zum Thema „Bürgerbeteiligung im
Internet? Möglichkeiten und Grenzen elektroni-
scher Demokratie” durchgeführt (Kastenholz
und Wienhöfer 2002). Durchführungsorte waren
die baden-württembergischen Städte Bad
Schussenried, Ettenheim, Mannheim, Stuttgart
und Weikersheim. Die Auswahl der Städte er-
folgte nach Anzahl der Einwohner und nach
geographischer Lage (städtischer bzw. ländli-
cher Raum). Die Teilnehmer an den Bürgerforen
wurden nach dem Zufallsprinzip ausgewählt.
Hierzu wurden die Einwohnermeldeämter der
Durchführungsorte angeschrieben und um 600
zufällig ausgewählte Anschriften von Einwoh-
nern gebeten, die älter als 18 Jahre sein sollten.
Die so ausgewählten Bürgerinnen und Bürger
wurden schriftlich zur Teilnahme eingeladen.
Letztlich wurden vom Projektteam fol-
gende von den Teilnehmern der Bürgerforen
konkret zu bearbeitende Fragestellungen und
Gruppenaufgaben entwickelt:
- Bestandsaufnahme von wahrgenommenen
signifikanten Demokratie- und Kommuni-
kationsdefiziten des gegenwärtigen politi-
schen Systems,
- Möglichkeiten und Grenzen einer politi-
schen Partizipation von Bürgerinnen und
Bürgern durch das Internet,
- Möglichkeiten und Grenzen der Verbesse-
rung der Kommunikation zwischen Bürger
und Politik durch das Internet,
- vorstellbare Anwendungsmöglichkeiten elek-
tronischer Demokratie,
- gewünschte Themenschwerpunkte für elekt-
ronische Demokratie,
- mögliche Erfolgsaussichten von zeitlich
befristeten Bürgernetzwerken im Internet,
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- Probleme der Chancengleichheit bei elekt-
ronischer Demokratie,
- Probleme der Datensicherheit bei Abstim-
mungen und Wahlen mit dem Internet,
- politische, institutionelle und individuelle
Voraussetzungen für die Anwendung von
Formen elektronischer Demokratie.
Zur Bearbeitung der Aufgaben hatten die
Teilnehmer zwei Tage Zeit. Zu Beginn er-
hielten sie von einer Expertin eine Einführung
in die aktuelle Diskussion um „E-
Demokratie“, sowie eine Darstellung ihrer
historischen Wurzeln. Möglichkeiten der po-
litischen Beteiligung per Internet wurden vor-
gestellt und anhand praktischer Beispiele dis-
kutiert. Ebenso erhielten die Teilnehmer eine
kurze Einführung in die Funktionsweise und
in die Eigenschaften des Internets.
Zusätzlich wurden vom Projektteam ver-
schiedene E-Demokratie-Projekte aus den Be-
reichen Stadtplanung, Verwaltung (Elektroni-
sche Dienste) und Parteiprogrammgestaltung
am Computer vorgestellt und erläutert, so dass
sich die Teilnehmer direkt ein Bild davon ma-
chen konnten, welche Möglichkeiten der Inter-
aktion und der Partizipation am Internet beste-
hen. Außerdem hatten die Teilnehmer auch
selbst die Gelegenheit, sich an den Computer
zu setzen und per Mausklick das Internet und
die Referenzprojekte „auszuprobieren“.
Die Ergebnisse der einzelnen Bürgerforen
wurden von einem Redaktionsteam ausgewer-
tet und in Form eines vorläufigen Empfeh-
lungskatalogs aufgearbeitet. Dieser wurde im
Juli 2001 gemeinsam mit den Delegierten der
einzelnen Foren nochmals hinsichtlich Kor-
rektheit und Vollständigkeit diskutiert und
abschließend gemeinsam verabschiedet. Die
wichtigsten Ergebnisse können wie folgt zu-
sammengefasst werden (Wienhöfer, Kasten-
holz und Geyer 2002):
Mit Ausnahme von Themen, die in der Re-
gel in der Öffentlichkeit vorwiegend populi-
stisch abhandelt werden und die Emotionen
gegen Minderheiten wecken oder schüren (z. B.
Diskussionen über Todesstrafe, Asylrecht, Aus-
länderzuzug) werden alle politischen Themen
auf allen institutionellen Ebenen (EU, Bund,
Länder, Kommunen) als geeignet für Diskussio-
nen in dem Medium Internet erachtet. Jedoch
wird die kommunale Ebene bevorzugt, weil hier
bürgerschaftlicher Sachverstand am ehesten
wirksam werden kann und weil hier zumindest
in der Anfangsphase elektronischer Demokratie
Grenzen und Risiken überschaubar bleiben.
Chancen erkennen die Bürgerforen im
Potenzial des Internets, den politischen Kom-
munikations- und Informationsfluss effizienter
und transparenter zu gestalten sowie die Parti-
zipationsmöglichkeiten der Bürger an politi-
schen Prozessen zu verbessern. Im Vorder-
grund stehen hierbei:
- effizientere Administration durch virtuelle
Behördengänge,
- effizientere Kommunikation zwischen Poli-
tik und Bürgerschaft,
- Aktivierung und Motivierung durch das In-
ternet auch für partizipatives politisches En-
gagement außerhalb des Mediums Internet,
- lebensnähere politische Entscheidungen
durch Einbezug bürgerschaftlichen Erfah-
rungswissens.
Risiken erkennen die Bürgerforen im Blick auf
elektronische Demokratie vor allem in ungelö-
sten Problemen wie:
- Gefahr der Manipulation bei Abstimmungen
und Wahlen aufgrund noch nicht ausrei-
chender Datensicherheit ,
- Gefahr der gesellschaftlichen Spaltung in
Informierte und Uninformierte (digitale
Kluft) und damit Beeinträchtigung der de-
mokratischen Chancengleichheit,
- Gefahr der Trivialisierung der Politik durch
mögliche Beeinflussung politischer Ent-
scheidungen durch zu viele spontane und
unreflektierte Meinungsbilder,
- Gefahr der Propaganda krimineller und
extremistischer Gruppen und ihrer Einfluss-
nahme insbesondere auf junge Menschen.
Als konkrete Anwendungsmöglichkeiten von
Formen elektronischer Demokratie wünschen
sich die Bürgerforen in erster Linie:
- Zurverfügungstellung elektronischer Dienste
durch die Verwaltung (Steuer, Passausstel-
lung etc.),
- Bürgernah aufbereitete, zeitnahe und um-
fassende Informationen z. B. über Flächen-
nutzungspläne, Gemeinderatsprotokolle etc.
auf kommunaler Ebene sowie z. B. über
Gesetzesinitiativen, Abstimmungsergebnis-
se auf allen politischen Ebenen,
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- Etablierung von Bürgernetzwerken (Bür-
gerinitiativen, Unterschriftensammlungen,
Elterninitiativen, Nachbarschaftshilfe),
- Möglichkeit der Online-Kommunikation
(Fragestunden, Diskussionsforen etc.).
Verbindliche Abstimmungen über das Internet
im Sinne einer direkten Demokratie wurden in
allen fünf Bürgerforen kontrovers diskutiert.
Hingegen wurden Plebiszite zu ethisch umstrit-
tenen Themen (z. B. Todesstrafe) und zu kom-
plexen Entscheidungen, die eine vertiefte Einar-
beitung in die Materie erfordern, einmütig ab-
gelehnt. In Verbindung mit einer verlässlichen
Identifizierung mittels einer digitalen Signatur
halten es die Bürgerforen jedoch ebenfalls ein-
mütig für sinnvoll, zu aktuellen politischen Dis-
kussionen Meinungsbilder durch Online-
Abstimmungen einzuholen.
Wählen vom häuslichen Computer aus ist
in den Bürgerforen ebenfalls umstritten. Man-
che Bürger sehen darin die Chance zur Beseiti-
gung der Wahlmüdigkeit (insbesondere bei
jungen Menschen). Andere lehnen es jedoch
aus Überlegungen zur politischen Kultur und
zur Authentizität der abgegebenen Stimmen ab.
Konsens herrscht jedoch in der Feststellung,
dass der derzeitige Sicherheitsstand rechtsgül-
tige Online-Wahlen ohnehin noch nicht zulässt.
Als Grundvoraussetzungen und Rahmen-
bedingungen für die Einführung und die Nut-
zung von Formen elektronischer Demokratie
wurden von den Bürgern folgende Punkte als
besonders wichtig erachtet:
- Die Bereitschaft der Bürger zum politischen
Engagement und zur Partizipation setzt den
Willen der Politiker voraus, größere Tran-
sparenz bei politischen Entscheidungen zu
schaffen und die Bürger hierin mit einzube-
ziehen.
- Eine breite Akzeptanz elektronischer De-
mokratie bei den Bürgern kann nur erreicht
werden, wenn die Menschen dem neuen
Medium ausreichend Vertrauen entgegen-
bringen. Die Anstrengungen zur Weiterent-
wicklung sicherheitstechnischer Maßnah-
men müssen daher weiter vorangebracht
werden, um die Kommunikation und die
Datenübermittlung vor Missbrauch und
Manipulation zu schützen.
- Bürgerbeteiligung über das Internet ist lang-
fristig nur dann sinnvoll, wenn sie sich nicht
auf einzelne Prestigeprojekte konzentriert,
sondern umfassend und im Zusammenhang
aller politischer Themen eingesetzt wird.
Um dies zu gewährleisten, muss die Politik
entsprechende strukturelle und juristische
Voraussetzungen schaffen.
- Die Gefahr einer digitalen Spaltung der
Gesellschaft ist relevant und darf nicht aus
den Augen verloren werden. Um ihr zu be-
gegnen, ist eine Förderung der Medienkom-
petenz erforderlich. Hier sind vor allem die
Bildungseinrichtungen gefordert. Ebenso
sind die strukturellen Voraussetzungen zu
optimieren, die einer breiteren Bevölkerung
den Zugang zum Internet ermöglichen.
- Bei allen Überlegungen zur Nutzung von
Formen elektronischer Demokratie ist stets
daran zu denken, dass alle bisherigen Mög-
lichkeiten der Informationsbeschaffung, der
Kommunikation und der Partizipation auch
weiterhin in gleichem Umfang außerhalb
des Internets gewährleistet bleiben müssen.
Das Internet soll immer nur Ergänzung, nie
Ersatz sein.
Im Ergebnis kann die Einstellung der Bürgerin-
nen und Bürger als skeptische Aufgeschlossen-
heit bezeichnet werden, wobei die Skepsis in
dem Maße abzunehmen scheint, wie es den
Verantwortlichen gelingt, die als besonders
gravierend empfundenen Probleme der Datensi-
cherheit, der digitalen Kluft und der Bereitschaft
auf der politischen Seite zur Zulassung von
Transparenz und Bürgerpartizipation zu lösen.
3 Virtueller Parteitag von Bündnis 90/Die
Grünen
Der Eindruck einer grundsätzlichen Aufge-
schlossenheit, weit entfernt von Technikskepsis
oder Technikablehnung, bestätigt sich auch bei
der Evaluierung des Parteitages von Bünd-
nis90/Die Grünen. Mit dem vom 24.11. bis
03.12.2000 veranstalteten Virtuellen Parteitag
(ViP) wurde zum ersten Mal in Deutschland ein
Parteitag vollständig im Internet abgehalten. Ein
wichtiges Ergebnis dieses Experiments ist, dass
virtuelle (Politik-)Veranstaltungen schon jetzt
interessante Ergänzungen zu herkömmlichen Ver-
anstaltungen darstellen können. Sie sind jedoch
nicht geeignet, diese völlig zu ersetzen. Vergleicht
man beide Veranstaltungsformen, weisen sie Vor-
züge in einigen Bereichen sowie Beschränkungen
SCHWERPUNKTTHEMA
Seite 88 Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 3/4, 11. Jg., November 2002
und Nachteile in anderen aus. Insofern wird durch
die Evaluation die Einschätzung der BürgerInnen
aus den Foren bestätigt, die ebenfalls Chancen als
auch Risiken sahen. Was passierte genau auf dem
virtuellen Parteitag?2
Zunächst ist festzustellen, dass es den Or-
ganisatoren gelang, für einen so genannten
„kleinen” Landesparteitag mit über 300 Teil-
nehmern eine hohe Zahl an Mitgliedern zu mo-
bilisieren. Angemeldet, und damit auch zur akti-
ven Beteiligung berechtigt, waren insgesamt 303
Mitglieder, von denen allerdings ein nicht ge-
ringer Teil wegen anderer (beruflicher oder
familiärer) Verpflichtungen nicht teilnehmen
konnte. Im Gegenzug hat eine größere Zahl von
Mitgliedern das Veranstaltungsgeschehen auch
ohne Anmeldung (als „Zuschauer”) verfolgt.3
Bei künftigen virtuellen Parteitagsveranstaltun-
gen könnte diese hohe Teilnehmerzahl aufgrund
des geringeren Neuheitswerts abnehmen, sie
könnte aber auch durch Weiterentwicklung der
Veranstaltungsform und durch verbessertes
„Marketing” noch erhöht werden.
Das Experiment „Durchführung eines
Parteitags via Internet” hat nahezu ausschließ-
lich Mitgliederschichten angesprochen, die
auch vorher schon politisch engagiert gewesen
sind. Dies mag auch damit zusammenhängen,
dass es nicht das Ziel der Veranstalter gewesen
war, vordringlich politisch inaktive Mitglieder
zu erreichen. Unsere Untersuchungsergebnisse
deuten jedoch darauf hin, dass virtuelle Veran-
staltungsorganisation ein Mittel sein kann, (an
politischer Aktivität) interessierte Mitglieder
zum Besuch von (Partei-) Veranstaltungen zu
motivieren. Dafür spricht unter anderem, dass
knapp ein Viertel aller Besucher mit dem ViP
zum ersten Mal überhaupt einen Parteitag be-
sucht haben (vgl. Bubeck und Fuchs 2001).
Die Altersverteilung des ViP entsprach
weitgehend der herkömmlicher Parteitagsver-
anstaltungen mit einer starken Präsenz der Al-
tersgruppe der 30- bis 49-Jährigen. Frauen
waren gegenüber Männern etwas unterreprä-
sentiert. Der wesentliche Unterschied gegen-
über der Besucherschaft herkömmlicher (Par-
teitags-)Veranstaltungen bestand in der sehr
markanten Internet-Affinität der ViP-Besucher.
Für die These, dass die immer größere Aus-
breitung des Internets in nahezu allen gesell-
schaftlichen Bereichen die ohnehin schon be-
stehenden Ungleichheiten in der Gesellschaft
noch verstärken könnte, spricht der Tatbestand,
dass die ViP-Besucher zu einem sehr hohen
Anteil höhere Bildungsabschlüsse haben. Mit-
glieder mit Hauptschul- als höchstem Schulab-
schluss oder einfachen beruflichen Tätigkeiten
waren unter den ViP-Besuchern wenig oder
überhaupt nicht vertreten.
Der größte Vorteil aus der Sicht der Teil-
nehmer war die Beteiligungsfreundlichkeit des
ViP. Dazu zählt, dass die virtuelle Veranstaltung
dem „einfachen” Teilnehmer mehr Möglichkei-
ten für ein eigenes Aktiv-Werden bot. Auch
waren, anders als bei herkömmlichen Parteita-
gen, keine Beschränkungen vorgegeben, was
Länge oder Zahl der Diskussionsbeiträge anbe-
langte. Besonders wichtig war für viele Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer, dass die Hemm-
schwelle, sich vor einem großen Publikum zu
Wort zu melden, niedriger war. Diese Eigen-
schaften des ViP führten dazu, dass insgesamt
eine große Anzahl an Diskussionsbeiträgen ein-
gebracht wurde und sich ein größerer Teil der
Teilnehmer aktiv beteiligte. Beteiligungsfreund-
lich war der ViP schließlich auch deshalb, weil
die Besucher dem ViP in ihrer weit überwiegen-
den Mehrheit eine bessere Vereinbarkeit mit
Familie und Beruf bescheinigten.
Ein wichtiger Bestandteil der Veranstaltung
war die Parteitagsdebatte. Neben der niedrigeren
Schwelle, sich vor einem großen Publikum zu
Wort zu melden, war aus der Sicht der Teilneh-
mer eine weitere positive Eigenschaft der virtu-
ellen Debatte die größere Ausführlichkeit, mit
der Themen verhandelt werden konnten. Von
Vorteil empfanden viele auch den geringeren
Zeitdruck, unter dem die Diskussion stand –
dass etwa eigene Äußerungen oder die anderer
in Ruhe reflektiert werden konnten. Nach An-
sicht von Teilnehmern war der Argumentations-
stil der virtuellen Debatte weniger rhetorisch
und emotional geprägt als der herkömmlicher
Parteitagsdebatten.
Persönliche Kontakte und informeller
Austausch kamen aus der Sicht der Teilnehmer
im Verlauf des Virtuellen Parteitags deutlich zu
kurz. So machte es sich negativ bemerkbar, dass
die bereit gestellten Kommunikationsmöglich-
keiten vertrauliche Kommunikation zwischen
den Teilnehmern nicht erlaubten. Ihnen wurde
vor dem Bildschirm auch nicht angezeigt, wer
sich zur gleichen Zeit auf der Veranstaltung
befand, was das spontane Ansprechen anderer
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Teilnehmer verhinderte. Viele der Befragten
empfanden nicht zuletzt aus diesen Gründen
während ihres Veranstaltungsbesuchs ein Gefühl
der Einsamkeit und des Abgeschnittenseins von
den anderen ViP-Besuchern.
Obwohl die Teilnehmer den ViP-Besuch
überwiegend als spannendes und anregendes
Erlebnis empfanden, vermisste die Mehrheit der
Befragten das „sinnliche Erleben”, das mit der
physischen Anwesenheit einer größeren Zahl
von Menschen verbunden ist. Die „Stimmung”
im Tagungssaal, wahrnehmbare Emotionalität,
Applaus und Zwischenrufe, die Eindrücklichkeit
einer engagierten Rede konnten nach Ansicht
Vieler beim ViP nicht ausreichend ersetzt wer-
den. Auch die Wahrnehmung der anderen als
„ganzer Person”, die sonst übliche Orientierung
an äußeren Merkmalen der Sprechenden, an
deren Stimme, Mimik, Gestik und auch deren
räumliche Positionierung entfiel. Auf der einen
Seite war es für viele ein Vorteil, dass die Be-
wertung ihrer „Rede“beiträge nicht davon ab-
hing, wie diese „rübergebracht” wurden, auf der
anderen Seite bedeutete der gleiche Umstand
aber einen Verlust an Reichhaltigkeit der Sinne-
seindrücke und der Information.
Die Gesamtverweildauer und die Vertei-
lung der Besuchszeiten des ViP, die innerhalb
der Gruppe der Teilnehmer stark variierten,
unterschieden sich erwartungsgemäß von
„realen” Veranstaltungen. Neben dem Wegfall
fester Besuchszeiten bestand ein Hauptunter-
schied in den überwiegend kürzeren Besuchse-
pisoden seitens der Teilnehmer. Von großer
Bedeutung für das Besuchsverhalten war der
Umstand, dass die Teilnahme räumlich nicht
getrennt vom Alltag erfolgte und über den Zeit-
raum von zehn Tagen in den Alltag integriert
und gegenüber dessen Ansprüchen „verteidigt”
werden musste. Aufgrund dieses Arrangements
mussten die Besucher immer wieder erneut
über Zeitpunkt und Häufigkeit ihres Besuchs
entscheiden. Auch Meinungsbildung und Re-
zeption von Diskussionsbeiträgen schien ohne
die Möglichkeit der Orientierung am Verhalten
der anderen Besucher, aber auch ohne „soziale
Kontrolle” individueller zu erfolgen.
Als der wesentliche Faktor zur Erklärung
von Unterschieden in der Wahrnehmung und
Bewertung des ViP erwies sich das Alter und
nicht, wie man hätte vermuten können, die
Internet-Erfahrenheit der Parteitagsbesucher.
Besonders groß waren die Unterschiede in der
Wahrnehmung und Bewertung des ViP zwi-
schen den Altersgruppen der unter 30-Jährigen
einerseits und derjenigen der 40-Jährigen und
Älteren andererseits. Jüngere Teilnehmer be-
teiligten sich stärker und hatten von verschie-
denen Aspekten der virtuellen Veranstaltung
durchweg einen positiveren Eindruck als ältere
Besucher. 91,7 % der unter 30-Jährigen er-
klärten sich mit dem ViP insgesamt ziemlich
oder sehr zufrieden, bei den 40-Jährigen und
Älteren lag dieser Anteil bei „nur” 55,6 %.
Aus der wissenschaftlichen Begleitung des
ViP lassen sich für künftige virtuelle (Partei-)
Veranstaltungen eine Reihe von Lehren ziehen.
Was die technisch-organisatorische Umsetzung
anbelangt, haben Bedienbarkeit und Übersicht-
lichkeit der Parteitagsseiten, umfassende In-
formation sowie Hilfe- und Betreuungsange-
bote bei technischen Problemen aus der Sicht
der Teilnehmer einen besonders hohen Stel-
lenwert und sollten bei künftigen Veranstaltun-
gen (noch) verbessert bzw. ausgebaut werden.
In Hinblick auf die virtuelle Veranstaltung als
Ort sozialen Austauschs wären insbesondere
die Kommunikationsmöglichkeiten zwischen
den Parteitagsbesuchern zu erweitern und zu
verbessern. Besonders positiv aufgenommen
wurden von den beteiligten Mitgliedern lokal
organisierte „reale” Begleitveranstaltungen etwa
im Büro des Ortsvereins oder in einem Inter-
net-Café. Solche Parallel-Angebote haben zum
einen den Vorteil, dass sie dem Bedürfnis der
Teilnehmer nach Geselligkeit entgegenkom-
men, sie können aber zugleich auch die Betei-
ligungsschwellen für die Mitglieder mindern
helfen, die noch geringe oder überhaupt keine
Internet-Kenntnisse haben.
Die ganz überwiegende Mehrheit der ViP-
Besucher (89,7 %) wünscht sich, dass weitere
virtuelle Parteitagsveranstaltungen stattfinden
sollen. Uneins sind sie sich jedoch darüber, wel-
che Funktion die virtuelle Veranstaltungsform
künftig erhalten soll. Die einen propagieren das
Format des virtuellen „Vor-Parteitags” – virtu-
elle Veranstaltungen würden dann zur Vorbe-
reitung der anschließenden „eigentlichen” Par-
teitage dienen. Andere schlagen vor, dass virtu-
elle und reale Parteitage parallel veranstaltet
werden sollten. Eine weitere Gruppe schließlich
bevorzugt das Alternieren virtueller und realer
Veranstaltungen, wobei beide Formen als
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gleichwertig angesehen werden. Bei der Be-
stimmung, welche Funktionen virtuellen Partei-
tagsveranstaltungen künftig zukommen sollen,
kann unseres Erachtens die Beantwortung fol-
gender Fragen helfen: Sollen den Mitgliedern
erweiterte Diskussions- oder erweiterte Teilha-
bemöglichkeiten geboten werden? Sind virtuelle
Veranstaltungen als (zusätzliches) Angebot für
Internet-begeisterte Mitglieder gedacht oder
sollen mit ihnen breite Mitgliederschichten und
möglichst viele Mitglieder zur Teilnahme be-
wegt werden? Was ist wichtiger, die Außen-
oder die Binnenwirkung?
Mittel- und längerfristig - mit zunehmen-
den Übertragungsraten, verbesserten Anwen-
dungen und einer größeren Verbreitung von
Internet-Kompetenzen innerhalb der Bevölke-
rung und (Partei-)Mitgliedschaften – dürfte
diese Veranstaltungsform weiter an Attraktivi-
tät gewinnen. Um ihr Potenzial und ihre Vor-
teile besser ausschöpfen zu können, sind weite-
re Experimente nötig. Erfahrungen müssen
insbesondere im Hinblick darauf gesammelt
werden, welche Funktionen virtuelle Veran-
staltungsformen innerhalb eines gegebenen
Organisationszusammenhangs weniger gut und
welche sie besonders gut abdecken können.
Hier ist sicherlich der Moment der Wahlen und
Abstimmungen weiterhin von vorrangiger Be-
deutung, auch wenn sie von einer zu engen
Bindung an die Vorstellung von einem poli-
tisch-formalisierten Prozess gelöst werden
sollten. Darauf werden wir im nächsten Ab-
schnitt noch etwas genauer eingehen.
4 Electronic Voting
Essenzielles Merkmal von Gruppen, von der
informellen Gesprächsrunde bis hin zur organi-
sierten Gesamtgesellschaft, ist es, dass sie sich
sowohl bei ihrer Formierung als auch zur Ab-
wicklung ihrer laufenden Aktivitäten wesentlich
auf Entscheidungen und damit verbundene Pro-
zesse stützen. Die zugehörigen Entscheidungs-
verfahren sind heute vielfach partizipativ ange-
legt. Den Kern partizipativer Entscheidungsver-
fahren bilden Wahlen und Abstimmungen: Die
Entscheidung wird hier von den Gruppenmit-
gliedern über ein schematisiertes, reflektiertes
und nachvollziehbares Vorgehen herbeigeführt.
Dies findet zunehmend auch unter Nutzung
elektronischer Medien statt. In den letzten Jah-
ren spielten hier vor allem die Online-Medien
von Internet und World Wide Web eine zentrale
Rolle. In diesem Abschnitt wollen wir Internet-
Angebote – zusammengefasst unter dem Begriff
des E-Voting – diskutieren, sie kurz in einen
systematischen Zusammenhang stellen und ver-
suchen, ihre mögliche Bedeutung bzw. Ent-
wicklungsfähigkeit abzuschätzen.
Heute findet sich Partizipation in fast allen
gesellschaftlichen Bereichen und zu einer sehr
breiten Palette von Themen. Sie umfasst unter-
schiedliche Stufen und kann zudem in der In-
tensität merklich variieren. Dieses alles spiegelt
sich bereits gegenwärtig auch im E-Voting
wider: E-Voting erstreckt sich auf eine Vielfalt
von Ansätzen bzw. Angeboten und hat insge-
samt ein sehr viel breiteres Anwendungsfeld
als die bisher meist im Zentrum des Interesses
stehenden offiziellen politischen Wahlen und
kann daher vertieften Aufschluss geben über
die Auswirkungen des Internets auf den politi-
schen Prozess.
E-Voting findet innerhalb vielfältiger Öf-
fentlichkeiten statt: Neben die allgemeine Öf-
fentlichkeit treten hier vor allem die Teilöf-
fentlichkeiten großer und kleiner sozialer
Gruppen. Bemerkenswert am E-Voting ist si-
cherlich die Einfachheit, mit der in diesen Öf-
fentlichkeiten zu einem Thema individuelle
Meinungsäußerungen eingeholt oder auch kom-
plette Abstimmungen organisiert werden kön-
nen.
Der Angebotszusammenhang bzw. die
Wertschöpfungskette im E-Voting stellt sich
mehrstufig, aber für einen Online-Anwendungs-
bereich nicht untypisch dar, wobei auf einer
Vorstufe die jeweilige Software entwickelt und
teilweise in Form von Tools standardisiert
wird. E-Voting-Software kann dabei – dem
Prozesscharakter von Partizipation, insbeson-
dere auch von Wahlen/Abstimmungen, ent-
sprechend – auf den einzelnen Stufen des Pro-
zesses in unterschiedlich starkem Maße Unter-
stützung leisten. Besonders gut formalisierbar
und damit software-gerecht sind die Abbildung
des Wahl-/Abstimmungsmodus, der Abstim-
mungsvorgang selbst, die Auswertung und die
Ergebniswiedergabe.
Die bislang bestehenden Anwendungsfel-
der im E-Voting können auf der Grundlage der
in unserer Untersuchung insgesamt betrachte
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ten und ausgewählten Ansätze bzw. Angebote
folgendermaßen systematisiert werden:
1. Selbstbefragungen/Selbsteinordnungen: Mit
den Mitteln des E-Voting (Multiple Choice)
lassen sich Tests zur Selbstreflexion in vie-
len Themenbereichen gestalten, gerade auch
zur Präzisierung politischer und gesell-
schaftlicher Standpunkte. Die bewusste
Unterstützung der Selbstverortung kann
durchaus als wichtiger Bestandteil partizi-
pativer Ansätze betrachtet werden. Hier
wird von einigen Angeboten durch die ge-
zielte Nutzung der interaktiven Möglich-
keiten bei Frage und Antwort bereits ein
interessantes Niveau erreicht.
2. Abstimmungen (im engeren Sinn), d. h.
Meinungsumfragen, verbindliche Abstim-
mungen: Hier gibt es einerseits das große
Feld der Meinungsumfragen, die ein kom-
munikationsverbindliches Bild von den Ein-
stellungen gegenüber einem Thema schaf-
fen. Hier finden sich sehr viele Anwen-
dungsfälle, darunter viele unernste, oft auf
sehr niedrigem Niveau. Das Interesse des
Publikums an derartigen Sites ist geringer
als erwartet. Andererseits existieren bereits
Anwendungen zu gesellschaftlich relevanten
Themen, die den aktuellen Stand sozialwis-
senschaftlicher Forschung widerspiegeln und
darüber hinaus die interaktiven Möglichkei-
ten des E-Voting gezielt einsetzen. Dabei
werden die Möglichkeiten zu wirkungsver-
bindlichen Online-Abstimmungen primär
von klar abgegrenzten Gruppen genutzt. Der
Abstimmungsbedarf solcher Gruppen er-
streckt sich typischerweise auf die Auswahl
gruppenrelevanter Themen und Aktivitäten,
die Bestimmung der Gruppenregeln, die
Absprache von Terminen oder auch auf die
Arbeitsverteilung innerhalb der Gruppen.
Die grundsätzliche Wirkung besteht in einer
Senkung der Transaktionskosten im Ver-
gleich zu einer Vereins- oder Vereinsvor-
standssitzung durch Entfallen von Trans-
portkosten, leichten Zutritt zur Online-
Plattform, schnelle Kommunikation, weni-
ger Zeitaufwand, Zeitversetztheit der Kom-
munikation (also höhere Zeitsouveränität).
3. Wahlen in Politik und Verbänden: Die wir-
kungsverbindlichen Wahlen stellen noch die
extreme Ausnahme dar. Dies gilt sowohl für
die Politik (Parlamentswahlen) als auch all-
gemein für Körperschaften und Vereine
(Gremienwahlen). In den vorgefundenen
Fällen von durchweg noch experimentellem
Charakter fällt der teilweise sehr hohe Auf-
wand auf, der im Vorfeld einer rechtsver-
bindlichen elektronischen Wahl zu leisten
ist und auch geleistet wird. Hier ist aufgrund
der besonders anspruchsvollen Vorausset-
zungen, die sowohl aus der Komplexität der
Verfahren als auch aus den hohen Anforde-
rungen an Datenschutz, Datensicherheit und
Funktionssicherheit resultieren, der Weg zur
selbstverständlichen Anwendung noch
deutlich weiter als in den anderen beobach-
teten Fällen.
4. Organisieren von Gruppen, Vereinen, Par-
teien: Über die wirkungsverbindlichen Ab-
stimmungen hinaus können bestimmte On-
line-Angebote für Gruppen zu ihrer internen
Organisation eingesetzt werden (informelle
Gruppen, Vereine und Parteien). Hier lassen
sich bereits vielfältige Anwendungen mit
Nutzwert für die jeweiligen Gruppenmit-
glieder feststellen. Dies gilt sowohl für rein
virtuelle Gruppen, deren Mitglieder nur über
das Internet in Kontakt stehen, als auch für
Gruppen mit mehr oder weniger starkem
persönlichem Kontakt, die einen Teil ihrer
Kommunikation elektronisch regeln. Gerade
hier sind die Anwendungen jetzt schon
nutzbringend und es dürften weitere Ent-
wicklungspotenziale zu finden sein.
Jenseits der Arbeit in wirklich existierenden
Gruppen, seien ihre Mitglieder allein online
oder auch in persönlichem Kontakt, ist es
mittlerweile möglich, auch komplexe Simula-
tionen von Gruppen und ihren Prozessen online
abzubilden. Diese Lernsimulationen erzeugen
rein virtuelle Organisationen. Eine bekannte
derartige Simulation („Democracy Online“),
welche den politischen Meinungswettstreit zum
Gegenstand hat und an der sich eine Vielzahl
von Teilnehmern beteiligt, hat einen Schwer-
punkt auf Wahlen und Abstimmungen zu den
unterschiedlichsten Themen und die Simulation
erreicht durch ihre Komplexität bereits einen
erheblichen Erkenntniswert für die Teilnehmer.
Die untersuchten E-Voting-Angebote sind
aus unterschiedlichen Intentionen entstanden
und verfolgen dementsprechend privatgeschäft-
liche, organisationsbezogene, strategisch-poli-
tische, partizipatorische oder auch technisch-
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entwicklungsbezogene Ziele. Bei den Zielgrup-
pen ist zwischen offenen und geschlossenen
(gruppenbezogenen) E-Voting-Angeboten zu
unterscheiden. Insbesondere die vollkommen
offenen Angebote lassen in den meisten Fällen
eine konkrete Zielgruppenstrategie vermissen.
Im Prinzip ermöglicht E-Voting zudem ei-
ne vergleichsweise einfache Implementation
sehr unterschiedlicher Abstimmungs-/Wahlver-
fahren, so dass man für den jeweiligen Ent-
scheidungsfall zu einer möglichst breiten Basis
für die getroffene Entscheidung gelangen kann.
Die Möglichkeiten gehen folglich weit über die
Feststellung der „einfachen Mehrheit“ hinaus.
Voraussetzung ist allerdings ein Bewusstsein
dafür, welche Auswirkungen die einzelnen
Wahlverfahren jeweils auf das Ergebnis haben.
Neben Wahlsystem und im Speziellen
Wahlverfahren/Wahlmodus stellt sich mit den
Angeboten zum E-Voting auch die Frage der
Ergebnisvalidität. Zentral gehört hierzu die Fra-
ge der Ergebnisrepräsentativität, insbesondere
bei den offenen Online-Umfragen und ihren
ebenso zugänglichen Ergebniswiedergaben.
Hier kommen bislang in sehr vielen Fällen nicht
näher erläuterte Verzerrungen vor, die die Gül-
tigkeit der Resultate stark in Frage stellen. Dar-
über hinaus weist der Aspekt der Verzerrungen
in der Repräsentativität aber durchaus Facetten
auf, die eine differenziertere Betrachtung erfor-
derlich machen.
Insgesamt kann davon ausgegangen wer-
den, dass sehr viele Menschen bereits persönli-
che Erfahrungen mit einfacheren Anwendungen
von E-Voting haben, die schon sehr vielfältige
Formen aufweisen. Gruppen nutzen das Instru-
mentarium bereits in der Praxis; eine nähere
Untersuchung des Nutzerverhaltens sowie der
Partizipationsbedürfnisse innerhalb von Grup-
pen könnte zu noch hilfreicheren Anwendungen
führen. Derzeit bleiben aber bei E-Voting-
Anwendungen noch etliche Fragen offen. U. a.
werden die verwendeten Abstimmungs- bzw.
Wahlverfahren selten reflektiert und sind daher
häufig nicht optimal an das Entscheidungspro-
blem angepasst. Vor diesem Hintergrund steht
neben Aufklärungsbedarf auf der Nutzer-, aber
auch auf der Anbieterseite sowie der Notwen-
digkeit der Überarbeitung und Weiterentwick-
lung der bisherigen E-Voting-Ansätze auch
weiterer Forschungsbedarf.
5 Ausblick
Grundsätzlich bestätigt eine Analyse realer
Fälle von E-Democracy die prinzipiell offene,
aber skeptische Einschätzung der Bürger ge-
genüber zu großen Erwartungen an die Mög-
lichkeiten des Internets. Illustriert werden
konnte das an den Beispielen Virtueller Partei-
tag und E-Voting. Trotz der vielen Vorteile
virtueller Verfahren fristen sie im offiziellen
Politikbetrieb noch ein Mauerblümchen-
Dasein. Das Experiment Virtueller Parteitag
wurde in der dargestellten konsequenten Reali-
sierung bislang weder von den Grünen noch
von einer anderen politischen Gruppierung
wiederholt. Neben der Kostenfrage spielt hier
sicherlich eine Rolle, dass Elemente des tradi-
tionellen Politikbetriebes durch Veranstaltun-
gen wie dem ViP verändert werden könnten:
Abbau von Hierarchien, Infragestellung der
dominanten Position von Parteiprominenz und
Parteiführung, Schwierigkeiten bei der Insze-
nierung von Politik im Internet für die Medien
u. v. a. m. Insofern ist nicht zu erwarten, dass
auf der offiziellen Ebene von Politik sich sehr
schnell sehr viel verändern wird. Die Wider-
stände verschiedenster Natur dürften hier zu
groß sein. Die Untersuchung zu E-Voting hat
aber gezeigt, dass es unterhalb der Ebene for-
maler politischer Wahlen ein breites Betäti-
gungsfeld für den Einsatz des Internets gibt.
Für die Veränderung der Organisationswirk-
lichkeit von Parteien und Verbänden sind diese
Bestrebungen vielleicht folgenreicher, aller-
dings noch wenig untersucht. Für eine Auslo-
tung von Chancen neuer Partizipationsformen
haben sich Bürgerforen als adäquates Instru-
ment bewährt und sollten in der Zukunft noch
verstärkt eingesetzt werden.
Das Internet ist aus der Politik und ande-
ren gesellschaftlichen Bereichen nicht mehr
wegzudenken und wird künftig weitere An-
wendungsfelder „erobern“. Wie das Experi-
ment des Virtuellen Parteitags und die ver-
schiedenen Varianten des E-Voting zeigen,
sind Veranstaltungen via Internet schon heute
interessante Ergänzungen zu herkömmlichen
Veranstaltungsformen, werden diese aber nicht
ersetzen. Aufgrund ihres anderen Profils kön-
nen virtuelle Veranstaltungen in und für Orga-
nisationen Funktionen abdecken, für die sich
reale Veranstaltungsformen weniger gut eig
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nen. Die Stärken und Vorteile virtueller Veran-
staltungen im jeweils gegebenen Anwendungs-
fall zu bestimmen und dann auch zu nutzen
sowie durch weitere Experimente weiteres
Erfahrungswissen aufzubauen, sind im unter-
suchten Anwendungsfeld des Internets eine
Herausforderung für die Zukunft.
Anmerkungen
1) Förderung von „Innovations- und Technikanaly-
se“ des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF). Vorhaben: „Technologie,
Kommunikation und Diskurs im medialen Zeit-
alter“. Teilvorhaben: „Diskursverfahren als Par-
tizipation in modernen Demokratien – Optionen
und Wege zur elektronischen Demokratie“
(Kennzeichen: 16/1478)
2) Eine detaillierte Darstellung der Ergebnisse der
Untersuchung zum ViP findet sich in Bubeck
und Fuchs 2001.
3) Bei den Besuchern des VIP sind verschiedene
Gruppen zu unterscheiden: die Gruppe der De-
legierten (100), der angemeldeten Parteitagsbe-
sucher inkl. Delegierte (200) und der Zuschauer.
Wir haben keine Aussagen zu den Zuschauern
gemacht. Von uns befragt wurden die angemel-
deten Besucher inkl. Delegierte. Für diesen Bei-
trag haben wir nicht zwischen den Delegierten
(die die letztendlichen Entscheidungsbefugnisse
hatten) und den registrierten Besuchern (die
mitwirken, aber nicht an der endgültigen Ent-
scheidung partizipieren konnten) unterschieden.
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